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Vorwort 

Ein vertraglicher Anspruch wie auch ein rechtskräftiges Erkenntnisurteil sind 
jeweils nur so viel wert, als sie gegebenenfalls auch vollstreckt werden können. 
Zwar kommt es in zivilrechtlichen Streitigkeiten nur selten vor, dass ein 
Anspruch tatsächlich mittels Zwangsmassnahmen durchgesetzt werden muss, 
doch wird ein Schuldner regelmässig nur dann seinen Verpflichtungen nach­
kommen, wenn er weiss, dass er bei einer Nichtbefolgung mit solchen rechnen 
muss.

Der Themenkomplex der Vollstreckung zeichnet sich sowohl im innerstaat­
lichen als auch im internationalen Verhältnis durch ein starkes und zuweilen 
im Einzelnen noch nicht abschliessend geklärtes Zusammenspiel verschiede­
ner Regelwerke und Fachgebiete aus. Zu welcher Fülle praxisrelevanter 
Abgrenzungsschwierigkeiten dies führen kann, zeigt sich exemplarisch 
anhand des Brexits, als Folge dessen das Vereinigte Königreich aus dem LugÜ 
ausschied und dessen juristische Klärung nach wie vor nicht in sämtlichen 
Punkten abgeschlossen ist.1

Anders als bei der Schiedsgerichtsbarkeit ist es im Bereich der staatlichen 
Zivilgerichtsbarkeit noch ein langer Weg bis zu einem einheitlichen, weltweit 
geltenden Anerkennungs- sowie Vollstreckungssystem. Obwohl ein Schritt in 
diese Richtung, wird der Beitritt der Schweiz zum Haager Gerichtsstands­
übereinkommen daran nur wenig ändern.

Cinzia Catelli & Predrag Sunaric

1	 Siehe dazu unten S. 55f.  
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A	 Ausländische Entscheide in der Schweiz 

I	 Einleitung

Die Vollstreckung eines ausländischen Massnahmeentscheids in der Schweiz 
erfordert zunächst dessen Anerkennung und - sofern durch die Natur des 
Entscheides bedingt - auch dessen Vollstreckbarerklärung durch ein schwei­
zerisches Gericht.1 Erst dadurch werden die Wirkungen des Entscheids auf  
die Schweiz erstreckt und er wird der inländischen Zwangsvollstreckung 
zugänglich. 

Was durch staatsvertragliche und innerstaatliche Normen detailliert geregelt 
ist, kann sich in der Praxis als kompliziertes und mühseliges Unterfangen 
erweisen. Das liegt zum einen an der Natur der vorsorglichen Massnahme 
selbst, die – im Gegensatz zu einem endgültigen Urteil – lediglich der vorläu­
figen Sicherung des Hauptanspruchs dient. Zum anderen sind trotz der relativ 
dichten Normierung zentrale Fragen der Vollstreckung vorsorglicher Mass­
nahmen, insbesondere im Anwendungsbereich des IPRG, bisher gerichtlich 
nicht geklärt. 

Besondere Herausforderungen bereiten vorsorglichen Massnahmen, die dem 
schweizerischen Recht fremd sind. Dabei stellt sich insbesondere die Frage, 
wie das mit der Anerkennung und Vollstreckung befasste Gericht eine sach­
gerechte Umsetzung der ausländischen Massnahme ins Schweizer Recht 
gewährleisten kann. Solche Schwierigkeiten treten regelmässig bei vorsorg­
lichen Massnahmen des englischen Rechts auf, namentlich bei der Worldwide 
Freezing Order («WFO») und der Anti-Suit Injunction. 

Dieser Beitrag setzt sich mit der Vollstreckung dieser Institute in der Schweiz 
auseinander. Dabei wird zunächst das allgemeine Regelwerk zur Anerkennung 
und Vollstreckung ausländischer Entscheide – mit besonderem Fokus auf 
vorsorglichen Massnahmen – in Erinnerung gerufen. Anschliessend wird im 
zweiten Teil auf die Besonderheiten bei der Vollstreckung der WFO und der 
Anti-Suit Injunction eingangen.  

1	 Huber, N 610; 
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II	 Gesetzliche Grundlagen für die Anerkennung 
und Vollstreckbarerklärung 

1	 Völkerrechtliche Verträge, insbesondere das LugÜ

Die Anerkennung, die Vollstreckbarerklärung und die Vollstreckung ausländi­
scher Entscheide richten sich nach der ZPO, soweit weder ein völkerrecht­
licher Vertrag noch das IPRG etwas anderes bestimmen.2 

Der für die Schweiz praktisch bedeutsamste völkerrechtliche Vertrag im 
Bereich der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen ist 
das Lugano Übereinkommen («LugÜ»). Die nachfolgenden Ausführungen 
beziehen sich daher auf die Anerkennung und Vollstreckung unter dem LugÜ.

Seit dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union  
am 31. Januar 2020 ist das LugÜ für die Anerkennung und Vollstreckbarerklä­
rung von Entscheidungen britischer Gerichte nur noch bedingt anwendbar.3 
Damit rückt das IPRG als Rechtsgrundlage für die Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen aus dem Vereinigten Königreich wieder in den 
Vordergrund. 

2	 Art. 335 Abs. 3 ZPO; zur Unterscheidung zwischen der Vollstreckung von Geld­
leistungen und Nicht-Geldleistungen nachfolgend.

3	 Die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen, die vor dem 1. Januar 
2021 und damit vor Ablauf des vereinbarten Übergangszeitraums ergangen sind, 
richten sich weiterhin nach dem LugÜ. Hingegen richten sich die Anerkennung und 
Vollstreckbarerklärung einer nach diesem Stichtag ergangenen Entscheidung, vor­
behaltlich anderweitig anwendbarer völkerrechtlicher Verträge, nach dem IPRG (zum 
Ganzen: Auswirkungen des «Brexit» auf das Lugano-Übereinkommen, abrufbar 
unter https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/wirtschaft/privatrecht/lugue-2007/brexit-
auswirkungen.html#:~:text=Gest%C3%BCtzt%20auf%20Artikel%20129%20
des,2021%20Auswirkungen%20auf%20das%20Lug%C3%9C [Abruf 09.05.2025]). 
Das Bundesgericht präzisierte in seinem Urteil BGer 5A_720/2022 vom 31. März 2023 
E. 5.3.2, dass dabei das Datum der erstinstanzlichen Entscheidung massgeblich ist. 
Demgegenüber ist der Zeitpunkt, an dem das Verfahren um Anerkennung und Voll­
streckbarerklärung in der Schweiz eingeleitet wurde, nicht entscheidend.
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Am 1. Januar 2025 ist für die Schweiz das Haager Gerichtsstandsüberein­
kommen («HGÜ») in Kraft getreten, das ebenfalls Bestimmungen zur Voll­
streckung enthält.4 Dessen Anwendungsbereich beschränkt sich aber auf die 
Vollstreckung von Entscheiden von Gerichten, deren Zuständigkeit auf einer 
ausschliesslichen Gerichtsstandsvereinbarung beruht.5 Auf die Bestimmungen 
des HGÜ wird daher im Folgenden nicht näher eingegangen.  

1.1	 Anerkennung

Unter dem LugÜ setzt die Anerkennung materiell eine Entscheidung i.S.v. Art. 
32 LugÜ voraus, die vollstreckbar ist.6 Zudem darf der Anerkennung kein 
Verweigerungsgrund entgegenstehen.7

Entscheide über vorsorgliche Massnahmen gelten unbestritten als Entschei­
dungen im Sinne des LugÜ und sind daher anerkennungs- und vollstreckungs­
fähig.8 Allerdings ergeben sich aus der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs («EuGH») gewisse Einschränkungen. Insbesondere verlangt der 
EuGH, dass dem Beklagten im Massnahmeverfahren das rechtliche Gehör 
gewährt wurde. Dies schliesst superprovisorische Massnahmen von vorhinein 
aus.9 Soweit der Massnahmeentscheid auf einem nach Art. 31 LugÜ vorbehal­

4	 Art. 8 ff. Übereinkommen vom 30. Juni 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen 
(HGÜ), SR 0.275.21; das Vereinigte Königreich ist seit dem 1. Januar 2021 Vertrags­
partei des HGÜ. 

5	 Gemäss Art. 16 Ziff. 1 HGÜ ist das Übereinkommen in zeitlicher Hinsicht zudem  
nur auf ausschliessliche Gerichtsstandsvereinbarungen anwendbar, die geschlossen 
werden, nachdem das Übereinkommen für den Staat des vereinbarten Gerichts in 
Kraft getreten ist. 

6	 Es muss sich um eine Entscheidung über eine Zivil- und Handelssache handeln (vgl. 
Art. 1 Ziff. 1 und Art. 32 LugÜ). Zur Voraussetzung der Vollstreckbarkeit siehe 
Art. 38 LugÜ.

7	 Vgl. Art. 34 Ziff. 1-4 LugÜ.
8	 Walter/Domej, S. 422 und 566; BSK LugÜ-Hofmann/Kunz, Art. 38 N 61; in BGE 129 

III 626 E. 5 bestätigte das BGer ausdrücklich, dass eine englischen freezing injunction 
eine Entscheidung im Sinne des LugÜ darstellt.

9	 Vgl. Urteil EuGH C-125/79 (Denilauer v. Couchet) vom 21. Mai 1980; gemäss Urteil 
BGer 4P.331/2005 vom 1. März 2006 E. 7.4 genügt es, wenn die Gesuchsgegnerin 
Gelegenheit hatte, sich in einem kontradiktorischen Verfahren zu äussern, bevor die 
Gesuchstellerin die Anerkennung und Vollstreckung des Massnahmeentscheids 
beantragt; s. auch Walter/Domej, S. 566; BGE 129 III 626 E. 5.2.1.
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tenen nationalen Massnahmegerichtsstand beruht, muss er die vom EuGH in 
Van Uden10 und Mietz11 entwickelten Kriterien erfüllen.

1.2	 Vollstreckbarerklärung

Die Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheide kann inzident, d.h. vorfrage­
weise, oder alternativ, auf Antrag der Gläubigerin in einem selbstständigen 
Exequaturverfahren nach Art. 38 ff. LugÜ, überprüft werden.12 

Das selbstständige Exequaturverfahren hat für die Gläubigerin den Vorteil, 
dass sie mit dem erstinstanzlichen Exequaturentscheid unmittelbar einen 
unbedingten, sich direkt aus dem LugÜ ergebenden Anspruch auf Mass­
nahmen zur Sicherung der Vollstreckung («Sicherungsmassnahmen») hat 
(Art. 47 Ziff. 2 LugÜ).13 Verbunden mit dem Umstand, dass der Schuldnerin 
erst im Beschwerdeverfahren das rechtliche Gehör gewährt wird und damit 
ein Überraschungseffekt zu ihren Lasten eintritt, macht dies das selbstständige 
Exequaturverfahren für die Gläubigerin besonders attraktiv. 

Das innerstaatliche Recht bestimmt, welche Massnahmen zur Verfügung 
stehen und deren Modalitäten.14 Es darf die Anordnung jedoch nicht an zusätz­
liche Voraussetzungen knüpfen.15 In der Schweiz erfolgt die Sicherung von 
Forderungen, die auf Geld oder Sicherheitsleistung lauten mittels Titel-Arrest 
gemäss Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG.16 Die Sicherung von Nichtgeldleistun­
gen richtet sich demgegenüber nach Art. 340 ZPO.17 

10	 Urteil EuGH C-3915 (Van Uden) vom 17. November 1998.
11	 Urteil EuGH C-99/96 (Mietz) vom 27. April 1999.
12	 Schaffung eines LugÜ-konformen Exequaturs, charakterisiert dadurch, dass Verwei­

gerungsgründe erst in zweiter Instanz materiell überprüft werden; LugÜ Beschwerde 
(Art. 43 LugÜ); zu den Unterschieden des im LugÜ vorgesehenen Exequaturverfah­
rens zum IPRG s. Huber, N 623.

13	 Walter/Domej, S. 517.
14	 Botschaft LugÜ 2009, S. 1815. 
15	 Urteil EuGH C-119/84 (P. Capelloni u. F. Aquilini/J.C.J. Pelkmans) vom 3. Oktober 1985 

Ziff. 28 ff.; Urteil OGer ZH RV230001 vom 25. Juli 2024 E. III.4.1; Walter/Domej,  
S. 517.

16	 OFK IPRG/LugÜ-Kren Kostkiewicz, Art. 47 N 14.
17	 Botschaft LugÜ 2009, S. 1816 f.; BGE 143 III 693 E. 3.4.1.
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Überdies räumt Art. 47 Ziff. 1 LugÜ der Gläubigerin die Möglichkeit ein, 
bereits vor Erlass des Exequaturentscheids vorsorgliche Massnahmen zu be­
antragen. Im Unterschied zu Art. 47 Ziff. 2 LugÜ besteht dieser Anspruch nur, 
wenn die Voraussetzungen des innerstaatlichen Rechts erfüllt sind.18 

1.3	 Rechtsmittel

Gegen den Exequaturentscheid stellt das LugÜ in Art. 43 Ziff. 1 LugÜ einen 
Rechtsbehelf zur Verfügung. In der Schweiz ist dies die Beschwerde gemäss 
Art. 319 ff. ZPO, die beim oberen Gericht des Kantons einzulegen ist (vgl. 
Art.  43 Ziff. 2 LugÜ i.V.m. Anhang III). Art. 327a ZPO modifiziert die 
Beschwerde in einigen Aspekten, damit sie den Vorgaben des LugÜ genügt. 
Im Rechtsmittelverfahren wird der Schuldnerin erstmals das rechtliche Gehör 
gewährt (vgl. Art. 43 Ziff. 3 LugÜ). Gegen den Rechtsmittelentscheid steht 
der Schuldnerin bzw. der Gläubigerin gestützt auf Art. 44 LugÜ i.V.m. Anhang 
IV die Beschwerde an das Bundesgericht offen.

Bei einer inzidenten Prüfung der Anerkennung und Vollstreckbarkeit findet 
Art. 43 LugÜ und damit Art. 327a ZPO hingegen keine Anwendung.19 Als 
Rechtsmittel steht die Beschwerde gemäss Art. 319 ff. ZPO zur Verfügung. 

2	 IPRG20

3	 Anerkennung

Im Anwendungsbereich des IPRG setzt die Anerkennung eines ausländischen 
Entscheids nach Art. 25 lit. a-c IPRG voraus, dass das Erstgericht indirekt 
zuständig war,21 der Entscheid endgültig ist22 bzw. kein ordentliches Rechts­
mittel mehr dagegen offensteht23 und kein Verweigerungsgrund24 vorliegt. 

18	 Walter/Domej, S. 518.
19	 Huber, N 634.
20	 Art. 1 Abs. 2 IPRG: Vorbehalt völkerrechtlicher Verträge. 
21	 Vgl. Art. 26 IPRG.
22	 Vgl. Art. 29 Abs. 1 lit. b IPRG.
23	 Bestimmt sich nach dem Recht des Erststaates.
24	 Verweigerungsgründe in Art. 27 IPRG.
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Nach herrschender Auffassung in der Lehre sind Entscheide über vorsorgliche 
Massnahmen unter dem IPRG mangels Endgültigkeit i.S.v. Art. 25 lit. b IPRG 
nicht anerkennungs- und vollstreckungsfähig.25 In einzelnen Fällen sieht das 
IPRG die Anerkennung von ausländischen sichernden Massnahmen jedoch 
ausdrücklich vor (z.B. Art. 96 Abs. 3 IPRG).26

Das Bundesgericht hat die Frage bisher offengelassen.27 In der kantonalen 
Rechtsprechung wurde die Frage zuletzt im Urteil des Obergerichts des Kantons 
Zürich vom 14. Oktober 2024 aufgeworfen, jedoch ebenfalls offengelassen.28

3.4	 Vollstreckbarerklärung

Das IPRG sieht wie das LugÜ die Möglichkeit vor, die Vollstreckbarkeit des 
ausländischen Entscheids entweder in einem selbstständigen Exequatur­
verfahren (Art. 29 Abs. 1 IPRG) oder inzident (vgl. Art. 29 Abs. 3 IPRG) 
erklären zu lassen.29

Ein zentraler Unterschied zum LugÜ besteht darin, dass das IPRG keine 
besonderen Vorschriften zu Sicherungsmassnahmen enthält. Einen Anspruch 
auf solche Massnahmen kann der Gesuchsteller im Anwendungsbereich des 
IPRG daher einzig aus Art. 340 ZPO bzw. (aufgrund Art. 335 Abs. 2 ZPO) aus 
dem SchKG ableiten.30

25	 Spühler/Rodriguez, N 345; Walter/Domej, S. 565; BSK LugÜ-Hofmann/Kunz,  
Art. 38 N 65; BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 49; BK ZPO II-Kellerhals, 
Art. 335 N 78; Walter/Domej, S. 565; a.A. Conrad Hari/Muskens, S. 134 f.

26	 Walter/Domej, S. 422.
27	 BGE 124 III 219 E. 3bb; Urteil BGer 5P.252/2003 vom 18. März 2004 E. 3.3. 
28	 Urteil OGer ZH RV240016 vom 14. Oktober 2024 E. 2; das OGer ZH scheint dieser 

Frage aber nicht ablehnend gegenüberzustehen. Siehe eingehender hierzu B. I. 4. 
29	 An dieser Stelle ist zur Erinnerung darauf hinzuweisen, dass nur Leistungsurteile 

vollstreckbar erklärt werden können (vgl. Spühler/Rodriguez, N 356). 
30	 Huber, N 647.
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3.5	 Rechtsmittel

Gegen den Anerkennungs- und Vollstreckbarentscheid, der im selbstständigen 
Exequaturverfahren ergangen ist, steht die Beschwerde gemäss Art. 319 ff. 
ZPO offen.31 Dies ist auch der Fall, wenn die Anerkennung und Vollstreckbar­
erklärung inzident im Rechtsöffnungsverfahren erfolgt (Art. 319 i.V.m. Art. 
309 lit. b Ziff. 3 ZPO und Art. 81 Abs. 3 SchKG). 

4	 Vollstreckung

Völkerrechtliche Verträge enthalten regelmässig keine Regelungen betreffend 
die eigentliche Vollstreckung der anerkannten und für vollstreckbar erklärten 
Entscheidung. Mangels entsprechender Vorschriften im IPRG richtet sich  
die Vollstreckung in der Schweiz daher nach innerstaatlichem Recht.32 Das 
schweizerische Recht kennt dabei ein dualistisches System, bei dem nach der 
Art des Anspruchs unterschieden wird. Realansprüche werden nach den 
Bestimmungen der ZPO vollstreckt, während Geldansprüche nach den Vor­
schriften des SchKG vollstreckt werden.33 Von der eigentlichen Vollstreckung 
müssen im Anwendungsbereich des LugÜ die Massnahmen zur Sicherung der 
Vollstreckung gemäss Art. 47 Ziff. 2 LugÜ abgegrenzt werden. 

31	 Spühler/Rodriguez, N 363. 
32	 Vgl. Art. 335 Abs. 3 ZPO; Art. 1 Abs. 2 IPRG; Huber, N 610; Spühler/Rodriguez,  

N 325.
33	 Vgl. Art. 335 Abs. 2 ZPO. 
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B	 Besonderheiten bei der Vollstreckung 
bestimmter ausländischer Massnahmen

I	 Worldwide Freezing Order 

1	 Wesen und Ausgestaltung

Die Freezing Order ist eine vorsorgliche Massnahme des englischen Rechts 
gemäss Part 25 der englischen Civil Procedure Rules zur Sicherung eines 
klägerischen Anspruchs. Ihr Hauptinhalt besteht in einem persönlichen Verfü­
gungsverbot über Vermögenswerte in einem bestimmten Umfang.34 Diese ist 
meist mit einer Strafandrohung für den Widerhandlungsfall verbunden  
(sog. contempt of court). Ausgenommen ist in der Regel ein Freibetrag, die 
sog. Angel Bells.35 

Der Freezing Order wirkt nur in personam. Der Kläger erlangt durch die 
Freezing Order also weder obligatorische noch dingliche Rechte an den Ver­
mögenswerten des Beklagten.36 Erstreckt sich das Verfügungsverbot auf das 
weltweite Vermögen des Beklagten, wird die vorsorgliche Massnahme als 
Worldwide freezing order bezeichnet.37  Das Gericht kann den Beklagten mit 
der Anordnung der freezing order zugleich verpflichten, über sämtliche seiner 
Vermögenswerte, unabhängig von deren Belegenheitsort, Auskunft zu geben 
(sog. disclosure order).38 

34	 BGE 129 III 626 E. 1; nach früherer Terminologie auch Mareva Injunction oder 
Mareva Order.

35	 Markus, N 1481; Hauenstein, S. 188; BGE 129 III 626 E. 1.
36	 Bernet, S. 54. 
37	 Hauenstein, S. 189.
38	 Bernet, S. 54.
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Die Wirkung der WFO gegenüber Dritten, die ihren Wohnsitz oder Sitz 
ausserhalb des Vereinigten Königreichs haben, unterliegt der sog. Babanaft 
Provisio, wonach Dritte nur dann und nur insoweit von der WFO erfasst 
werden, als diese im betreffenden Staat anerkannt und für vollstreckbar erklärt 
worden ist.39 Gegenüber dem Beklagten entfaltet die WFO hingegen weltweit 
Wirkung.40

2	 Herausforderungen bei der Umsetzung in der Schweiz

Die Vollstreckung der einzelnen Massnahmewirkungen einer WFO in der 
Schweiz ist mit verschiedenen Herausforderungen verbunden, von denen 
einige im Folgenden näher beleuchtet werden. Im Kern geht es um die Frage, 
wie eine dem schweizerischen Recht fremde Rechtsfigur in der Schweiz sach­
gerecht umgesetzt werden kann.41 Diese Problematik stellt sich im Anwen­
dungsbereich des LugÜ in zweifacher Hinsicht: Einerseits bei der Anordnung 
von Sicherungsmassnahmen nach Art. 47 Ziff. 2 LugÜ, andererseits bei der 
eigentlichen Vollstreckung nach innerstaatlichem Recht. Diese beiden Aspekte 
werden im Folgenden getrennt behandelt. 

2.1	 Grundsatz der Wirkungsgleichheit

Der allgemein anerkannte Grundsatz der Wirkungsgleichheit besagt, dass eine 
gemäss LugÜ anerkannte und vollstreckbar erklärte ausländische Entschei­
dung im ersuchten Staat dieselbe Wirkung entfalten sollen wie im Urteils­
staat.42 Damit wird klargestellt, dass durch die Anerkennung und Vollstreck­
barerklärung keine weitergehenden oder neuen Wirkungen im ersuchten Staat 
geschaffen werden können.43 

39	 Bernet, S. 63; Hauenstein, S. 189; die sog. Babanaft Provisio geht auf das Urteil des 
englischen Court of Appeal, Babanaft International Co SA v. Bassante, aus dem Jahr 
1990 zurück. 

40	 Bernet, S. 63.
41	 Gassmann, S. 109 ff.; BSK LugÜ-Hofmann/Kunz, Art. 38 N 391 ff.
42	 BGE 143 III 693 E. 3.4.3.
43	 BGE 126 III 626 E. 5.2.3; Bernet, S. 70. 
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Bei der WFO ergibt sich zudem die Schwierigkeit, dass sie regelmässig ver­
schiedene Elemente umfasst.44 Dies stellt die Gerichte vor die Herausforde­
rung, wie die Umsetzung der einzelnen Massnahmewirkungen ins Schweizer 
Recht erfolgen soll.45 

2.2	 Anspruch auf Sicherungsmassnahmen gemäss 
Art. 47 Ziff. 2 LugÜ

Bei der Vollstreckbarerklärung einer WFO – wie bei vorsorglichen Mass­
nahmen im Allgemeinen – besteht die Besonderheit, dass die nach Art. 47 Ziff. 
2 LugÜ anzuordnende Sicherungsmassnahme in ihrer Wirkung der eigentlich 
angestrebten Massnahme bereits nahekommt.46 Denn die WFO charakterisiert 
sich dadurch, dass sie selber eine sichernde Massnahme zur Sicherung der 
Vollstreckung eines (späteren) Geldurteils ist. Ihrer Natur nach kann ihre Voll­
streckung somit wiederum nicht über sichernde Massnahmen hinausgehen. 
Folglich hat die Sicherungsmassnahme in diesen Fällen praktisch die Wirkung 
der Vollstreckung der (erst) für vollstreckbar erklärten ausländischen Siche­
rungsmassnahme.47

In Anwendung des Grundsatzes der Wirkungsgleichheit gilt auch für den 
Sicherungsanspruch nach Art. 47 Ziff. 2 LugÜ, dass dieser inhaltlich nicht 
weiter gehen und nichts anderes anordnen kann als das, was das LugÜ-Urteil 
gewährt.48 In der Schweiz besteht insofern ein gewisses Spannungsverhältnis 
zu diesem Grundsatz, als der Gesetzgeber im Rahmen der Revision des LugÜ 
den Titel-Arrest i.S.v. Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG als Sicherungsmittel für 
Geldleistungen festgelegt hat.49 Dabei handelt es sich aber im Gegensatz zum 
WFO gerade nicht um ein Unterlassungsverbot in personam, sondern um eine 
Massnahme in rem. 

44	 Siehe oben B.I.1. 
45	 Phurtag, N 694. 
46	 BSK LugÜ-Hofmann/Kunz, Art. 47 N 221 ff.; BGE 143 III 693 E. 3.4.3. 
47	 Urteil OGer ZH RV230001 vom 25. Juli 2024 E. 4.2.
48	 Bernet, S. 70; Urteil OGer ZH RV230001 vom 25. Juli 2024 E. III.5.
49	 Botschaft LugÜ 2009, S. 1816 f.
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Ein Blick in die neuere Rechtsprechung gibt Aufschluss darüber, wie das 
Bundesgericht und die kantonalen Gerichte mit dieser Problematik umgehen. 
In BGE 143 III 693 kam das Bundesgericht in Abgrenzung zu einer konserva­
tiven Beschlagnahme nach griechischem Zivilprozessrecht zum Schluss, dass 
eine englische freezing order ein an den Schuldner persönlich gerichtetes 
Verfügungsverbot enthalte, das nach den Regeln der ZPO zu sichern sei.50 Das 
Obergericht des Kantons Zürich vertrat in einem kürzlich ergangenen Urteil 
unter Verweis auf BGE 143 III 693 dieselbe Auffassung.51 Es wies darauf hin, 
dass die freezing order mithin keine Geldzahlung oder Sicherheitsleistung, 
sondern ein Unterlassen zum Inhalt habe. Die Sicherung (bzw. Vollstreckung) 
richte sich daher nach Art. 335 ff. ZPO und erfolge über die in Art. 343 ZPO 
aufgeführten Mittel indirekten Zwangs. 

Sodann stellt sich die Frage, ob Sicherungsmassnahmen, insbesondere die 
Strafdrohung nach Art. 292 StGB, auch gegenüber Dritten angeordnet werden 
können. Diesbezüglich hielt das Obergericht des Kantons Zürich kürzlich in 
einem Entscheid fest, dass die WFO nicht vorsorglich durch Sicherungsmass­
nahmen gegenüber Dritten gesichert werden kann, die durch den für voll­
streckbar erklärten Entscheid nicht verpflichtet werden.52 Dieser jüngste Ent­
scheid steht im Gegensatz zur bisherigen Rechtsprechung des Obergerichts, 
wonach sich Sicherungsmassnahmen auch an Dritte richten können.53 

50	 BGE 143 III 693 E. 3.4.4. 
51	 Urteil OGer ZH RV230001 vom 25. Juli 2024 E. 4.2; ähnlich auch schon die frühere 

kantonale Rechtsprechung vor Inkrafttreten der ZPO: Verfügung KGer ZH ER 1998 
47 vom 27. Februar 1998; Urteil ZGer Basel VV 1994/94 vom 26. August 1999; Ent­
scheid Tribunal de première instance Genève C/566/2009 vom 19.01.2009; a.A. noch 
das BezGer Zürich in Verfügung BGer ZH EU981213 vom 29. Dezember 1998 und 
Verfügung BGer ZH EU990349 vom 16. April 1999, wonach der Entzug der aufschie­
benden Wirkung des Rechtsbehelfs (damals: Rekurs) und damit die «nackte» Voll­
streckbarerklärung als Sicherungsmassnahmen unter Art. 39 Abs. 2 aLugÜ genüge. 

52	 Urteil OGer ZH RV230001 vom 25. Juli 2024 E. III.5, in ZR 124 (2025), S. 5 ff.
53	 Urteil OGer ZH NL020147 vom 31. März 2003 E. 7.1; Urteil OGer ZH NL909903 vom 

29. September 1999; so auch Phurtag, N 710; Bernet, S. 78 f.; a.A. Bloch/Hess, S. 176 f. 
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2.3	 Vollstreckung der WFO gemäss ZPO oder SchKG?

Bei der eigentlichen Vollstreckung der WFO stellt sich die Schwierigkeit, eine 
passende Vollstreckungsmassnahme zu finden.54 Dies wird dadurch verschärft, 
dass die dem schweizerischen Recht innewohnende vollstreckungsrechtliche 
Unterscheidung zwischen Geld- und Realansprüchen dem LugÜ fremd ist.55 
Dennoch ist die Schweiz als LugÜ-Vertragsstaat völkerrechtlich verpflichtet, 
ausländische Entscheide in möglichst gleichwertige innerstaatliche Mass­
nahmen umzusetzen. 

In der Lehre dreht sich die Diskussion im Wesentlich darum, ob dem persön­
lichen Verfügungsverbot oder dem Arrest der Vorzug zu geben ist. Die über­
wiegende Meinung spricht sich unter Verweis auf den Inhalt der WFO als 
persönliches Verfügungsverbot, für Ersteres aus.56 Die gegenteilige Position 
argumentiert mit der funktionalen Ähnlichkeit zwischen Arrest und WFO 
sowie deren Endzweck, nämlich die Sicherung eines Geldurteils.57 Dagegen 
wird wiederum eingewandt, dass eine Umsetzung mittels Arrest den Grund­
satz der Wirkungsgleichheit verletzen würde, da der WFO in der Schweiz 
damit andersartige Wirkungen verliehen würden als im Ursprungsstaat.58

Diese Diskussion hat sich mit dem Entscheid BGE 143 III 693 insofern 
erübrigt, als sich das Bundesgericht eindeutig für die Vollstreckung einer WFO 
nach den Regeln der ZPO ausgesprochen hat.59

54	 Phurtag, FN 808.
55	 Phurtag, N 701.
56	 Bernet, S. 74; BSK LugÜ-Hofmann/Kunz, Art. 38 N 392; Stoll, S. 108 f.; Bloch/

Hess, S. 176 f.; Phurtag, N 702; Urteil OGer ZH NL020147 vom 31. März 2003 E. 4.1.
57	 Gassmann, S. 112 ff.
58	 Phurtag, N 698.
59	 BGE 143 III 693 E. 3.4.4.
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3	 Angel Bells als Ausnahme der WFO

Als Angel Bells wird der Freibetrag bezeichnet, der vom Verfügungsverbot 
ausgenommen ist.60 Dazu gehören in der Regel die Ausgaben für Lebenskosten, 
Rechtsberatung- und Vertretung sowie Verfügungen im Rahmen des gewöhn­
lichen Geschäftsganges.61 Nachfolgend ein Beispiel für eine Angel Bell:62 

“(1) This order does not prohibit the Respondent from spending £ 10,000 
a week towards his ordinary living expenses and also a reasonable sum a 
week on legal advice and representation. But before spending any money the 
Respondent must tell the Applicant’s legal representatives where the money is 
to come from.

(2) This order does not prohibit the Respondent from dealing with or disposing 
of any of his assets in the ordinary and proper course of business.”

Bei den Angels Bells stellt sich regelmässig die Frage, ob sie inhaltlich genü­
gend bestimmt sind, sowohl um vollstreckbar erklärt werden zu können als 
auch um als Grundlage für eine Sicherungsmassnahme i.S.v. Art. 47 Ziff. 2 
LugÜ und eine damit verbundene Strafandrohung zu dienen.63 

Während das Bundesgericht die oben aufgeführte Formulierung als hinrei­
chend bestimmt erachtete, um im Rahmen der WFO vollstreckbar erklärt zu 
werden, liess es offen, ob dies auch hinsichtlich von Sicherungsmassnahmen 
bzw. Art. 292 StGB gilt.64 Im vorinstanzlichen Urteil hatte das Obergericht des 
Kantons Zürich dies ausdrücklich verneint, da es die Formulierung der Angel 
Bells als zu offen und unbestimmt erachtete, um Grundlage für die Anordnung 
einer Sicherungsmassnahme zu bilden. Insbesondere betonte es:65 

«dass es unklar [sei], ob dem Beklagten monatlich weltweit bei allen Banken, 
welche eine Kontobeziehung zu ihm aufweisen, x£ zur Verfügung stehen. 
Zudem bedürfen die Begriffe wie ,angemessen› oder ,im normalen und 
ordnungsgemässen Geschäftsgang› notwendigerweise einer Interpretation.»

60	 Bernet, S. 54.
61	 Hauenstein, FN 2.
62	 BGE 129 III 626 E. 5.4. 
63	 Urteil OGer ZH NL020147 vom 31. März 2003 E. 7.2.
64	 BGE 129 III 626 E. 5.4. 
65	 Urteil OGer ZH NL020147 vom 31. März 2003 E. 7.2.
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In einem späteren Entscheid entschied das Obergericht unter Verweis auf den 
erwähnten Bundesgerichtsentscheid, dass grundsätzlich von der Vollstreck­
barkeit einer WFO auszugehen ist, auch wenn diese Angel Bells beinhalte.66 
Es kam aber auch zum Schluss, dass die Angels Bells zu unbestimmt formu­
liert sind, und damit das strafbare Verhalten nicht genügend umschreibt. Es 
verweigerte daher den Erlass der in Verbindung mit Art. 292 StGB beantragten 
Sicherungsmassnahme.67 Bemerkenswert ist zudem die Erwägung, dass für 
die Bestimmtheit nicht die beantragte Sicherungsmassnahme, sondern die 
WFO selbst massgeblich ist, da sich die Täterhandlung nach dieser richtet.68 

4	 Anerkennung und Vollstreckbarkeit einer WFO 
unter dem IPRG? 

Wie oben dargelegt, findet das LugÜ auf Entscheide britischer Gerichte, die 
nach Ablauf des Übergangszeitraums ergangen sind, keine Anwendung mehr. 
Für die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung einer WFO sind daher die 
Vorschriften des IPRG massgebend (vgl. Art. 335 Abs. 3 ZPO). Damit gewinnt 
die Frage nach der Anerkennungsfähigkeit und Vollstreckbarkeit ausländi­
scher Massnahmeentscheide unter dem IPRG an praktischer Relevanz.69 

In der kantonalen Rechtsprechung scheint diesbezüglich keine einheitliche 
Auffassung zu bestehen. Während das Appellationsgericht Basel-Stadt die 
Anerkennungsfähigkeit in zwei Entscheiden aus den Jahren 199370 und 200471 
bejahte, lehnte das Obergericht des Kantons Zürich die Anerkennungsfähig­
keit in einem Entscheid aus dem Jahr 2001 ausdrücklich ab.72 In einem erst 
kürzlich ergangenen Urteil hat das Obergericht des Kantons Zürich die Frage 
hingegen offengelassen und scheint der Anerkennungsfähigkeit und Voll­

66	 Urteil OGer ZH NL110002 vom 9. Mai 2011 E. 5.4; die dagegen erhobene Beschwerde 
wurde vom Bundesgericht gutgeheissen, Urteil BGer 4A_366/2011 vom 31. Oktober 2011. 
Das Urteil äusserte sich aber zu anderen Aspekten. 

67	 Beschluss OGer ZH NL110002 vom 9. Mai 2011 E. 6.4.
68	 Beschluss OGer ZH NL110002 vom 9. Mai 2011 E. 6.4. 
69	 Siehe oben A.II.2.1; siehe auch Urteil OGer ZH RV240016 vom 14. Oktober 2024 

E. III.1.2, in: ZR 124 (2025), S. 1 ff.
70	 Urteil AGer BS vom 29. Dezember 1993 E. 6a, in: BJM 1994, S. 147 ff. 
71	 Urteil AGer BS vom 22. September 2006 E. 4b, in: BJM 2006, S. 29 ff. 
72	 Urteil OGer ZH vom 23. Oktober 2001 E. II.3, in: ZR 101 (2002), S. 257 ff. 
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streckbarkeit nicht abgeneigt zu sein.73 Eine Änderung der Rechtsprechung ist 
auch bei den Genfer Gerichten festzustellen. Während der Cour de Justice im 
Jahr 1990 die Anerkennungsfähigkeit vorsorglicher Massnahmen unter dem 
IPRG noch ablehnte,74 bejahte er diese in einem Urteil vom Februar 2019.75 
Das Bundesgericht scheint die Frage bislang offengelassen zu haben.76

Auch wenn eine Tendenz in Richtung Anerkennungsfähigkeit und Vollstreck­
barkeit erkennbar scheint, bleibt abzuwarten, ob die Rechtsprechung hier bald 
Klarheit schafft. Angesichts der damit verbundenen Rechtsunsicherheit wäre 
dies wünschenswert. Denn sollte die Anerkennungsfähigkeit und Vollstreck­
barkeit vorsorglicher Massnahmen unter dem IPRG verneint werden, wäre die 
Vollstreckung einer nicht in einem LugÜ-Vertragsstaat ergangenen WFO in 
der Schweiz von vornherein ausgeschlossen. Dieser Rechtsunsicherheit kann 
in der Praxis insoweit begegnet werden, dass anstelle der Anerkennung und 
Vollstreckung der WFO direkt eine vorsorgliche Massnahme nach schweize­
rischem Recht beantragt wird.77

II	 Anti-Suit Injunction 

1	 Begriff

Mit der anti-suit injunction verbietet das Gericht, das sich zur Entscheidung 
einer internationalen Streitigkeit als zuständig ansieht, einer Partei eines bei 
ihm anhängigen Verfahrens vorsorglich, vor einem anderen (ausländischen) 
Gericht Klage zu erheben oder ein dort anhängiges Verfahren fortzusetzen.78 

73	 Urteil OGer ZH vom 14. Oktober 2024 E. 2, in: ZR 124 (2025), S. 1 ff., vollständig 
publiziert am 27. März 2025; dennoch hielt das OGer ZH in seinem Urteil fest, dass die 
Vollstreckung einer freezing order gegen Dritte unter dem IPRG nicht zulässig sei; 
hingegen sei es denkbar auch gegenüber Dritten für die Dauer des Vollstreckungs­
verfahrens Sicherungsmassnahmen gemäss Art. 340 ZPO (i.V.m. Art. 262 lit. c ZPO 
analog) zu erlassen (E. 3.2). 

74	 Urteil Cour de Justice Civil Genf vom 8. Februar 1990 E. 3, in: SJ 1990, S. 196 ff.
75	 Urteil Cour de Justice Civil Genf ACJC/294/2019 vom 28. Februar 2019 E. 3.2.
76	 BGE 124 III 219 E. 3b.bb; Urteil BGer 5P.252/2003 vom 18. März 2003 E. 3.3; BGE 134 

III 326 E. 3.4, scheint zur Anerkennungsfähigkeit zu neigen; so auch Urteil BGer 
5A_65/2019 vom 26. November 2019 E. 3.2.1.

77	 Vgl. zum Ganzen Conrad Hari/Muskens, S. 135 f.
78	 BGE 138 III 304 E. 5.3.1.
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Es handelt sich somit um eine vorsorgliche Massnahme in Form eines in 
personam wirkenden Prozessführungsverbots.79

Für den Widerhandlungsfall kann das Gericht Massnahmen wegen Miss­
achtung des Gerichts (contempt of court) in Form von Bussen oder sogar 
Freiheitsstrafen androhen.80 Damit will das Gericht die Durchsetzung der 
anti-suit injunction sicherstellen. 

Im Folgenden sollen in Form eines kurzen Überblicks, die mit einer anti-suit 
injunction verbundenen Problemfelder unter dem LugÜ und dem IPRG 
beleuchtet werden. 

2	 Problemfelder

2.1	 Unter dem LugÜ

Der EuGH beurteilte in Turner v. Grovit anti-suit injunctions als mit der 
EuGVÜ im Widerspruch stehend und damit als unzulässig, und zwar selbst 
für den Fall, dass die Partei, gegen die das Prozessführungsverbot aus­
gesprochen wird, mit der Prozesseinleitung beim anderen Gericht treuwidrig 
bezweckte, das bereits anhängige Verfahren zu behindern.81 Damit schloss der 
EuGH implizit auch die Vollstreckung von anti-suit injunctions aus.82 Das 
Bundesgericht schloss sich dieser Rechtsauffassung in BGE 138 III 304 
ausdrücklich an, soweit sich die Zuständigkeit in einem Verfahren aus dem 
LugÜ ergibt.83 

2.2	 Unter dem IPRG 

Ausdrücklich offengelassen hat das Bundesgericht hingegen die Frage der 
Zulässigkeit von Prozessführungsverboten ausserhalb des Anwendungs­
bereichs des LugÜ.84 Da es sich aber auch bei der anti-suit injunction um eine 

79	 BSK LugÜ-Favalli/Augsburger/Crifasi-Käser, Art. 31 N 50; Liatowitsch/Bernet, S. 162.
80	 Stacher, ZZZ 2006, S. 61; BSK LugÜ-Favalli/Augsburger/Crifasi-Käser, Art. 31 N 50.
81	 Urteil EuGH C-159/02 (Turner v. Grovit) vom 27. April 2004.
82	 BSK LugÜ-Favalli/Augsburger/Crifasi-Käser, Art. 31 N 53.
83	 BGE 138 III 304 E. 5.3.1.
84	 BGE 138 III 304 E. 5.3.1; ablehnend Stacher, ZZZ 2006, S. 72; Hinweise auf weitere 

Literatur in: Rinderknecht/Müller-Chen, S. 69.
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vorsorgliche Massnahme handelt, steht auch diese vor dem Problem, dass die 
Frage der Anerkennungsfähigkeit vorsorglicher Massnahmen unter dem IPRG 
durch die Rechtsprechung noch nicht geklärt ist.85 Selbst wenn die Anerken­
nungsfähigkeit vorsorglicher Massnahmen allgemein bejaht würde, wäre 
fraglich, ob eine anti-suit injunction ohne Weiteres die Anerkennungsvoraus­
setzungen der indirekten Zuständigkeit und des Nichtvorliegens von Verwei­
gerungsgründen erfüllen würde.86 Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass das Bundesgericht obiter dictum darauf hingewiesen hat, dass die schwei­
zerische Lehre Prozessführungsverboten überwiegend ablehnend gegenüber­
stehe, da sie zivil- und staatsrechtlichen Prinzipien widersprächen.87 

C	 Zusammenfassung

Grundlegende Fragen zur Vollstreckung ausländischer Massnahmeentscheide 
– allen voran die Frage nach der Anerkennungsfähigkeit und Vollstreckbarkeit 
ausländischer Massnahmeentscheide unter dem IPRG – sind höchstrichterlich 
nach wie vor nicht geklärt. Dies führt in der Praxis zu Rechtsunsicherheit und 
erschwert die Einschätzung, ob eine im Ausland erwirkte vorsorgliche Mass­
nahme in der Schweiz anerkannt und vollstreckt werden kann. Für die anwalt­
liche Praxis ist es daher entscheidend, frühzeitig anhand der konkreten 
Ausgestaltung des ausländischen Massnahmeentscheids abzuwägen, ob deren 
Anerkennung und Vollstreckung in der Schweiz in jedem Fall den ziel­
führendsten Weg darstellt, oder ob es zur Sicherung eines möglichen Haupt­
anspruchs nicht effektiver wäre, direkt auf inländische vorsorgliche Mass­
nahmen zurückzugreifen. Für diese im Einzelfall zu treffende Abwägungs­
entscheidung bieten die in diesem Beitrag genannten Gesichtspunkte eine 
Orientierungshilfe.

85	 BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 25 N 14; s. auch oben II. 2.1.
86	 Stucki, S. 1183.
87	 BGE 138 III 304 E. 5.3.1. 


